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Geschäftszahl 

10Ob44/05a 

Kopf 

Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht durch den Senatspräsidenten des Obersten Gerichtshofes Dr. 
Schinko als Vorsitzenden sowie die Hofräte des Obersten Gerichtshofes Dr. Fellinger, Dr. Hoch, Hon. Prof. Dr. 
Neumayr und Dr. Schramm als weitere Richter in der Rechtssache der klagenden Partei mj. Adrian S*****, 
Schüler, geboren am 30. April 1993, vertreten durch die Mutter Martina S*****, beide*****, diese vertreten 
durch Aichinger, Bucher & Partner, Rechtsanwälte in Villach, gegen die beklagte Partei Gemeinde Ossiach, 
vertreten durch Mag. Oliver Lorber, Rechtsanwalt in Klagenfurt, wegen EUR 6.258,04 sA und Feststellung 
(Streitwert EUR 3.000,--) infolge Revision der klagenden Partei gegen das Urteil des Landesgerichtes Klagenfurt 
als Berufungsgericht vom 10. Februar 2005, GZ 2 R 6/05t-36, womit infolge Berufung der klagenden Partei das 
Urteil des Bezirksgerichtes Feldkirchen i. K. vom 2. November 2004, GZ 2 C 238/04y-31, bestätigt wurde, in 
nichtöffentlicher Sitzung den Beschluss 

gefasst: 

Spruch 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Die klagende Partei ist schuldig, der beklagten Partei zu Handen des Beklagtenvertreters binnen 14 Tagen die 
mit EUR 665,66 (darin enthalten EUR 110,94 USt) bestimmten Kosten des Revisionsverfahrens zu ersetzen. 

Text 

Begründung: 

Mit dem angefochtenen Urteil bestätigte das Berufungsgericht die Abweisung eines Begehrens des Klägers auf 
Zahlung von EUR 6.258,04 sA und auf Feststellung der Haftung der beklagten Partei für sämtliche zukünftige 
Schadenersatzansprüche des Klägers aus dem Unfall vom 11. 8. 2003. Der damals 10 Jahre alte Kläger hatte am 
Unfallstag gemeinsam mit seiner Mutter und seinem jüngeren Bruder das Strandbad in O***** besucht. Er 
schwamm gemeinsam mit seinem Bruder zum sogenannten „Eisberg", einem künstlichen Kletterturm, der zu den 
Anlagen des Standbades gehört. Dieser „Eisberg" ist so konzipiert, dass auf drei Seiten ein Besteigen mittels 
eingebauter Klettergriffe und auf der vierten Seite, die vom Strand aus eingesehen werden kann, ein 
Hinunterrutschen bzw Hinunterspringen möglich und vorgesehen ist. Nachdem der Kläger seinen Bruder 
geholfen hatte, die Klettergriffe zu erreichen, schwamm er kleines Stück vom „Eisberg" weg, um ihn besser 
beobachten zu können. In diesem Augenblick sprang ein unbekannter Badegast von der Spitze des „Eisberges" 
auf einer Seite, an der Klettergriffe angebracht waren, hinunter und stieß dabei gegen den Kopf des Klägers. Der 
Kläger erlitt dadurch eine Schädelprellung und eine Halswirbelsäulenverstauchung; außerdem sind durch das 
Zusammenschlagen des Ober- und Unterkiefers die beiden oberen Schneidezähne des Klägers abgebrochen. 

Der Verschuldensvorwurf des Klägers an die Beklagte geht dahin, dass sie die geschaffene Gefahrenquelle 
„Eisberg" nicht gehörig - insbesondere durch den Einsatz einer entsprechenden Aufsichtsperson - gesichert habe. 

Das Berufungsgericht verneinte ein Verschulden der Beklagten im Wesentlichen mit der Begründung, die näher 
festgestellte Organisation und Überwachung der Benützung des „Eisberges" schöpfe das zumutbare Maß aus. 
Die immer wiederkehrende Überwachung des Betriebes auf dem Klettergerät stelle sicher, dass der Badewart 
einen Überblick über die dort ablaufenden Aktivitäten habe. Wenn der Badewart unvorsichtige oder gefährliche 
Spielereien der Kinder beim „Eisberg" feststelle, habe er die Möglichkeit, entweder mittels Lautsprecher 
Anordnungen zu erteilen oder auch persönlich vor Ort unter Zuhilfenahme eines Surfbrettes oder Bootes 
einzuschreiten. Diese Überwachung sichere einen möglichst gefahrenreduzierten Spiel- und Kletterbetrieb am 
„Eisberg". Eine lückenlose Überwachung in der Weise, dass sich ein Badewart ständig beim Klettergerüst 
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aufhalte und den Kindern laufend Anweisungen erteile, würde eine Überspannung der 
Verkehrssicherungspflichten bedeuten, wobei es außerdem fraglich sei, ob die Anwesenheit eines Badewartes in 
unmittelbarer Nähe des „Eisberges" das Hinabspringen des unbekannten Badegastes auf den Kläger überhaupt 
verhindern hätte können. Eine ständige Kontrolle und strenge Reglementierung des Spielbetriebes würde 
überdies das Interesse der Kinder und ihren Spaß an der Benützung des „Eisberges" verringern und letztlich dem 
eigentlichen Sinn und Zweck des Spielgerätes zuwiderlaufen. 

Das Berufungsgericht sprach aus, dass die ordentliche Revision zulässig sei, weil eine Rechtsprechung des 
Obersten Gerichtshofes zur Frage, ob die (intervallmäßige) Überwachung eines im See gelegenen Spielgerätes 
vom Ufer aus zur Erfüllung der Verkehrssicherungspflicht des Betreibers eines Strandbades ausreiche, fehle. 

Rechtliche Beurteilung 

Die gegen dieses Urteil erhobene Revision des Klägers ist nicht zulässig. Der Oberste Gerichtshof ist § 508a Abs 
1 ZPO an den Ausspruch des Berufungsgerichtes über die Zulässigkeit der Revision nicht gebunden. 

Zu grundsätzlichen Fragen der Verkehrssicherungspflichten sowie der Schutz- und Sorgfaltspflichten als 
vertragliche Nebenpflichten liegt eine umfangreiche Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes vor. Die 
angefochtene Entscheidung hält sich im Rahmen der von der Lehre gebilligten ständigen Rechtsprechung des 
Obersten Gerichtshofes, wonach die Anforderungen an die Verkehrssicherungspflicht nicht überspannt werden 
dürfen, soll sie keine in Wahrheit vom Verschulden unabhängige Haftung des Sicherungspflichtigen zur Folge 
haben; sie findet ihre Grenze daher immer in der Zumutbarkeit möglicher Maßnahmen der Gefahrenabwehr. 
Umfang und Intensität von Verkehrssicherungspflichten richten sich daher vor allem danach, in welchem Maß 
die Verkehrsteilnehmer selbst vorhandene Gefahren erkennen und ihnen begegnen können. Der konkrete Inhalt 
einer Verkehrssicherungspflicht kann immer nur von Fall zu Fall bestimmt werden; entscheidend ist vor allem, 
welche Maßnahmen zur Vermeidung einer Gefahr möglich und zumutbar sind. Ob eine Situation geschaffen 
wurde, die eine Schädigung wahrscheinlich macht, hängt von den Umständen des Einzelfalles ab. Eine 
Rechtsfrage im Sinn des § 502 Abs 1 ZPO muss aber über die besonderen Verhältnisses des Einzelfalles hinaus 
Bedeutung haben. Dies ist bei bloßen Ermessensentscheidungen im Allgemeinen nicht der Fall. Soweit sich das 
Berufungsgericht im Rahmen der ständigen Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes bewegt, die Rechtslage 
nicht verkennt und nur aufgrund der besonderen Umstände des Einzelfalles seine Entscheidung trifft, ohne von 
einer in ständiger Rechtsprechung anerkannten Ermessensübung extrem abzuweichen, liegt eine erhebliche 
Rechtsfrage nicht vor (10 Ob 26/04b; 7 Ob 118/04k mwN). 

Ein solches Abweichen des Berufungsgerichtes von der anerkannten Ermessensübung ist im vorliegenden Fall 
unter Zugrundelegung der eben dargestellten Grundsätze nicht erkennbar. Das Berufungsgericht ist zutreffend 
davon ausgegangen, dass der Betreiber einer Badeanstalt verpflichtet ist, die seinen Gästen zur Verfügung 
gestellten Anlagen und Einrichtungen in einen solchen Zustand zu versetzen und zu erhalten, dass jene bei deren 
Benützung keinen Schaden erleiden können. Zutreffend hat das Berufungsgericht aber auch darauf hingewiesen, 
dass der Inhaber einer Badeanstalt allerdings im Rahmen seiner Verkehrssicherungspflicht nur jene Maßnahmen 
ergreifen muss, die von ihm nach der Verkehrsauffassung verlangt werden können. Ein darüber hinausgehendes 
Verlangen würde nämlich die Verkehrssicherungspflicht überspannen und letzten Endes auf eine vom Gesetz 
nicht vorgesehene, vom Verschulden unabhängige Haftung hinauslaufen. Wie bereits betont, ist vor allem 
entscheidend, welche Maßnahmen zur Vermeidung einer Gefahr möglich und zumutbar sind (10 Ob 26/04b; 7 
Ob 118/04k mwN). 

Das Berufungsgericht hat die ordentliche Revision zugelassen, weil eine Rechtsprechung des Obersten 
Gerichtshofes zur Frage fehle, ob die (intervallmässige) Überwachung eines im See gelegenen Spielgerätes vom 
Ufer aus zur Erfüllung der Verkehrssicherungspflicht des Betreibers eines Strandbades ausreiche. Allgemein 
gültige Aussagen über die Verkehrssicherungspflichten des Betreibers eines Strandbades bezüglich eines im See 
gelegenen Spiel- oder Sportgerätes sind aber nicht möglich, weil Ausmaß und Inhalt dieser Pflichten je nach 
Sachlage völlig unterschiedlich sein können. Auch der Kläger betont in seinen Rechtsmittelausführungen 
zutreffend, dass der konkrete Inhalt der Verkehrssicherungspflicht und die Zumutbarkeit geeigneter 
Vorkehrungen gegen einen Schadenseintritt nach den besonderen Umständen des Einzelfalles zu beurteilen sei. 
Soweit er meint, es fehle eine Rechtsprechung zur Frage, ob sich das Maß der Verkehrssicherungspflicht 
proportional zur Gefahrenquelle verhalte, ist ihm entgegenzuhalten, dass der Oberste Gerichtshof bereits 
ausgesprochen hat, dass das Maß der anzuwendenden Sorgfalt mit der Wahrscheinlichkeit der Gefahr steigt (5 
Ob 273/03p mwN). Die Gefährlichkeit des verfahrensgegenständlichen „Eisberges" ist entgegen den 
Ausführungen des Klägers nicht höher einzuschätzen als jene einer Wasserrutsche in einem Erlebnisbad oder 
eines Trampolins in einem Freibad, zumal selbst ein Sturz in das Wasser aus der Höhe, wie sie der „Eisberg" 
aufweist, im Allgemeinen nicht zu Beeinträchtigungen der körperlichen Unversehrtheit führen kann. Soweit der 
Kläger meint, es hätte sich ständig eine Aufsichtsperson beim „Eisberg" aufhalten und den Aufstieg und den 
Absprung der Kinder in das Wasser jeweils auf den richtigen Seiten koordinieren müssen, hat das 
Berufungsgericht eine solche Maßnahme als eine Überspannung der Verkehrssicherungspflichten beurteilt. 
Diese Beurteilung steht im Einklang mit der jüngeren Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofes, wonach eine 
lückenlose Aufsicht in Schwimmbädern nicht üblich und auch nicht erforderlich sei, zumal in Schwimmbädern 
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an vielen Stellen Gefahr drohe, der durch eine „allgegenwärtige Aufsicht" zu begegnen weder geboten noch 
möglich sei (1 Ob 103/04k). Wenn man weiters berücksichtigt, dass der gegenständliche Unfall auf das völlig 
unvernünftige und leichtsinnige Verhaltens eines anderen Badegastes zurückzuführen ist, der sich vor seinem 
Sprung in das Wasser offensichtlich nicht davon vergewissert hat, dass er im Zielbereich seines Sprunges 
schwimmende Badegäste nicht gefährdet, und es in dem verfahrensgegenständlichen Strandbad bisher zu keinen 
derartigen Unfällen gekommen war, dann ist die Beurteilung des Berufungsgerichtes im Sinne der dargestellten 
Judikatur nicht zu beanstanden, zumal der Betreiber eines Bades in seine Überlegungen zur Abwehr möglicher 
Gefährdungen ein ganz unvernünftiges, ja sogar äußerst leichtsinniges Verhalten von Badegästen regelmäßig 
nicht einzubeziehen braucht (vgl 5 Ob 1560/92). 

Mangels der Voraussetzungen des § 502 Abs 1 ZPO war das Rechtsmittel des Klägers daher zurückzuweisen. 
Dabei konnte sich der Oberste Gerichtshof gemäß § 510 Abs 3 letzter Satz ZPO auf die Ausführung der 
Zurückweisungsgründe beschränken. 

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 41, 50 ZPO. Die Beklagte hat auf das Fehlen einer erheblichen 
Rechtsfrage im Sinn des § 502 Abs 1 ZPO hingewiesen. 


